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1. Erforderlichkeit der ökologischen Baubegleitung
nach deutschem Recht

Wenngleich der Titel des Beitrages suggeriert, dass es
eine einheitliche Vorgehensweise in der Bundesrepublik
Deutschland bei der ökologischen Baubegleitung gäbe,
so ist doch festzustellen, dass trotz umfangreicher und
gründlicher Umweltgesetzgebung im Bereich der öko-
logischen Baubegleitung bisher eine eindeutige Re-
gelungslücke besteht. Dies ist unter anderem der
föderalen Struktur der Bundesrepublik geschuldet, auf-
grund der für die Naturschutzgesetzgebung bis 2010
der Bund nur Rahmengesetzgebungskompetenzen
hatte und im Wesentlichen die 16 Bundesländer für eine
Konkretisierung zuständig waren. Die Länder haben
zahlreiche abweichende Regelungen erlassen, was zur
uneinheitlichen Regelung in vielen Bereichen des
Naturschutzrechtes geführt hat. Erst durch die im Rah-
men der Föderalismusreform erfolgte Novelle des
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) hat der Bund
in vielen Bereichen abweichungsfeste Regelungen er-
lassen und den Ländern nur wenige Spielräume zur
weiteren Ausgestaltung gelassen. 

Eine eindeutige Verankerung der ökologischen Bau-
begleitung fand in diesem Zusammenhang jedoch nicht
statt. Dennoch enthält das BNatSchG einige Be-
stimmungen, die eine ökologische Baubegleitung vor
allem bei komplexen Bauvorhaben unabdingbar ma-
chen.

Insbesondere die Regelungen des § 15 Abs. 1 BNatSchG,
wonach vermeidbare Beeinträchtigungen zu unter -
lassen und zumutbare Alternativen ohne oder mit
geringeren Beeinträchtigungen zu bevorzugen sind,
stellen neben der Optimierung bei der Standortwahl
auch hohe Anforderungen an die konstruktiven Merk -
male eines Vorhabens. Hinzu kommen die Beein-
trächtigungsverbote für Schutzgebiete nach § 30
BNatSchG (besonders geschützte Biotope), nach § 32
BNatSchG (Natura 2000-Gebiete) und § 23 (Natur-
schutzgebiete) sowie der besondere Artenschutz nach 
§ 44 BNatSchG. Ein wesentlicher Beitrag zur Einhaltung
dieser Bestimmungen ist im jeweiligen Zulassungsver-
fahren zu leisten. Hierzu bestehen auch umfangreiche
Regelungswerke und Anleitungen, um dies mit hohem

fachlichen Standard und damit der gebotenen Rechts-
sicherheit zu gewährleisten. 

Nicht selten sind zur Vermeidung von Beein-
trächtigungen räumliche Beschränkungen des Vor-
habens erforderlich. So ist es beispielweise nicht selten
der Fall, dass bei Ausbauvorhaben die erhebliche
Beeinträchtigung von FFH-Lebensräumen durch eine
Begrenzung der Flächeninanspruchnahme zum Unter-
schreiten bestimmter, fachlich anerkannter und durch
Rechtsprechung bestätigter Schwellenwerte vermieden
wird. Dies führt häufig dazu, dass baufeldbegrenzende
Maßnahmen vorgesehen werden. Bereits kleinmaßstäb-
liche Veränderungen dieser Begren zungen während der
Baudurchführung können dazu führen, dass die FFH-
Verträglichkeit nicht mehr gegeben ist und somit die
Grundlage für die Genehmigung nicht mehr besteht.
Dies rechtzeitig zu erkennen ist von den mit der
Umsetzung betrauten Projektverantwortlichen i.d.R.
aus fachlichen Gründen und aufgrund der Schwer-
punktsetzung im technischen und ökonomischen Be-
reich oft nicht leistbar.

Insbesondere die europäische Gesetzgebung zum
Artenschutz, zu Natura 2000 und zur Umwelthaftung hat
dazu beigetragen, dass starke Anstrengungen unter -
nommen werden, um negative Auswirkungen eines Vor-
habens zu vermeiden und zu mindern. Dies führt oft zu
technisch aufwändigen Maßnahmen am Projekt selbst
(z.B. zum Aufrechterhalten bestimmter Wasserverhält-
nisse im Untergrund). Diese Vorkehr ungen werden von
den bauleitenden Planern oder den ausführenden
Unternehmen häufig als umständlich und zu teuer
angesehen und im Zuge der Ausführung daher ge-
ändert. Auch das kann dazu führen, dass die der
Genehmigung zugrunde liegenden Annahmen nicht
mehr zutreffen. 

Nach § 17 Abs. 7 BNatSchG hat die zuständige Zu-
lassungsbehörde zu prüfen, ob die Vermeidungs-, Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen frist- und sachgerecht
umgesetzt werden. Sie kann den Verursacher zu ent-
sprechenden Berichten verpflichten. Aus dieser Be-
stimmung erwächst die Aufgabe, bereits während der
Projektdurchführung die Vermeidungs- und Min-
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derungsmaßnahmen zu überwachen und zu doku -
mentieren. Sofern die Projektverantwortlichen dies
nicht von sich aus veranlassen, ist jedoch eine aktive
Verpflichtung durch die Zulassungsbehörde er-
forderlich. Daher setzt sich zunehmend durch, dass im
Planfeststellungsbeschluss eine ökologische Bau-
begleitung zur Auflage gemacht wird.

Nicht zuletzt führen die Bestimmungen des Umwelt-
schadensgesetzes (USchadG) dazu, dass trotz ergan -
gener Zulassung eines Vorhabens Vorsorge zur Ver-
meidung von Umweltschäden zu treffen sind, wenn bei
der Zulassungsentscheidung die Schutzgüter des
USchadG nicht ausreichend berücksichtigt wurden. Dies
ist zurzeit immer dann der Fall, wenn ältere Planfest-
stellungsbeschlüsse zur Umsetzung gelangen, bei
denen z.B. die Bestimmungen des besonderen Arten-
schutzes (noch) nicht nach den heute geltenden Be-
stimmungen berücksichtigt wurden oder sich Ver-
änderungen im Raum ergeben haben, die eine Be-
siedelung mit artenschutzrechtlich relevanten Arten
nach sich zogen. In solchen Fällen greift beispielweise
die Legalausnahme des § 19 Abs. 1, 2. Satz BNatSchG,
wonach zuvor ermittelte nachteilige Auswirkungen
keinen Umweltschaden darstellen, nicht.

Dies zeigt, dass für ein Einhalten der natur- und um-
weltschutzrechtlichen Bestimmungen und Auflagen aus
der Genehmigung häufig Detailwissen in ökologischen
Fragen erforderlich ist, sodass auch nach der Ge -
nehmigung eines Vorhabens in vielen Fällen die öko-
logische Begleitung vor, während und nach der
Umsetzung unabdingbar ist.

2. Vorgaben zu den Inhalten der ökologischen 
Baubegleitung

Hinsichtlich der Ausführungsbestimmungen und Emp-
fehlungen zur Berücksichtigung der Umweltgesetz-
gebung im Genehmigungsprozess nimmt die Stra-
ßenbauverwaltung des Bundes eine Vorreiterrolle ein
(z.B. BMVBS 2010, BMVBS 2011, BMVBW 2004), die Be-
stimmungen und Empfehlungen werden in der Regel
auch durch die Landes- und Kreisstraßenbauver-
waltungen übernommen. Dies führt dazu, dass im
Genehmigungsprozess weitgehend einheitliche Vor-
gehensweisen im gesamten Bundesgebiet für den Be-
reich des Straßenbaus vorherrschen und diese Vor-

gehensweisen methodisch auch von anderen Planungs-
trägern übernommen werden. Ähnliche Regelungen
und Leitfäden liegen für den Eisenbahnbau vor. 

Bei der ökologischen Baubegleitung haben sich dahin-
gegen einheitliche Regelungen noch nicht durchgesetzt.
Bisherige bundesweite Ansätze finden sich in:

• den Arbeitsmaterialien der DBProjektBau GMBH und
dem DIVU (2004), sie enthalten Vorschläge für „die
fachliche Begleitung und die Überwachung der
genehmigungs- und fachgerechten Ausführung der
landschaftspflegerischen Maßnahmen“ als fester
Leistungsbestandteil der Bauvorbereitung und 
–durch  führung im Eisenbahnbau.

• dem HVA F-StB (BMVBS 2010), es enthält einen bei-
spielhaften Leistungskatalog für die Leistungen der
örtlichen Bauüberwachung, in dem mit dem Unter-
punkt „Bauvorhaben mit – potenziellem – Konflikt-
potenzial zwischen Umwelt- und Naturschutz und
Straßenbauvorhaben“ einige Leistungen der öko-
logischen Baubegleitung während der Baudurch-
führung aufgeführt sind. Außerdem sind im HVA 
F-StB umfangreiche Regelungen zu Leistungen und
zur Honorierung der landschaftspflegerischen Aus-
führungsplanung enthalten. Sie umfasst alle
planerischen Leistungen zur Durchführung der plan-
festgestellten landschaftspflege rischen Maßnahmen
einschließlich Maßnahmen zur Vermeidung und Min-
derung von Beeinträchtigungen.

• der Veröffentlichung des AHO (2012) zu Leistungsbild
und Honorierung der Umweltbaubegleitung. Hier
findet sich ein umfangreicher Leistungskatalog der
Leis tungen von der Auswertung der Genehmigungs-
planung zur Vorbereitung der Umsetzung bis zur
Erfolgskontrolle. Diese Arbeit kann als Synopse der
bisherigen Bestrebungen einer Leistungsbeschrei -
bung für die ökologische Baubegleitung als beraten -
de Leistung an gesehen werden. 

Auch in den Bundesländern gibt es zum Teil Regelun -
gen, die sich mit der Umweltbaubegleitung befassen, so
z.B. in Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz. Verbind -
liche Vorschriften existieren jedoch bundes- und lan -
desweit bisher nicht.

3. Ökologische Baubegleitung in der Praxis
Noch zu Beginn des neuen Jahrtausends war in der



Bundesrepublik ein großes Defizit bei der Umsetzung
natur- und umweltrechtlicher Auflagen im Zuge der
Projektdurchführung zu beklagen (vgl. z.B. SCHWOON

2004). Inzwischen ist es im Straßenbau üblich, bei der
Durchführung der Projekte einen Landschafts-
pflegerischen Ausführungsplan (LAP) zu erstellen,
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Planungsphasen der  

Projektumsetzung 

Aufgaben des LAP zusätzliche Aufgaben der ökol. Baubegleitung 

vor der Ausführungsplanung  Überprüfen des Standes der Genehmigungsplanung 
im Hinblick auf USchadG 

Auswertung der Genehmigung im 
Hinblick auf ergänzende und än-
dernde Umweltauflagen 

Einweisung des planenden Ingenieurs in die zu be-
achtenden ökologischen Rahmenbedingungen 

Fachliche Mitwirkung bei der Pla-
nung von Baufeldbegrenzungen, 
Querungshilfen, wasserbaulichen 
Maßnahmen in Verbindung mit dem 
Straßenbauwerk, Untergrundgestal-
tung bei speziellen naturschutzfach-
lichen Anforderungen an die 
Grundwasserverhältnisse 

Überprüfen der Bauwerksgeometrie im Hinblick auf 
Abweichungen mit der Genehmigungsplanung in 
umweltrelevanten Bereichen 

Ausführungsplanung 

Separate Ausführungsplanung zu 
den Gestaltungs-, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen 

 

 Abstimmung mit den zuständigen Umweltbehörden 

Mitwirkung bei der Ausschreibung 
von Schutzmaßnahmen, Querungs-
hilfen, wasserbaulichen Maßnah-
men, Ansaatarbeiten und ingenieur-
biologischen Maßnahmen in Ver-
bindung mit dem Straßenbauwerk 

Mitwirkung bei der Zeitplanung im Hinblick auf 
Schutzzeiten 

Ausschreibung 

Separate Ausschreibung der Ge-
staltungs-, Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen 

 

Auftragsvergabe Bewertung von Neben- und Alterna-
tivangeboten im Hinblick auf ihre 
Auswirkungen auf die vorgesehe-
nen Vermeidungs-, Minderungs-, 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Bewertung von Neben- und Alternativangeboten im 
Hinblick auf mögliche neue umwelt- und naturschutz-
rechtliche Betroffenheiten 

 Einweisung der verantwortlichen Bauleitung, ggf. auch 
des Baustellenpersonals in die zu beachtenden ökolo-
gischen Rahmenbedingungen 

Koordination von Umsiedlungs- und 
Abfischungsmaßnahmen 

 

Mitwirkung bei der Einrichtung von 
Schutzmaßnahmen 

Beratung bei der Baufeldfreimachung; 

Dauerhafte Kontrolle der Schutzmaßnahmen; 

Beratung bei der Entwässerung des Baufelds und des 
Baugrunds, sofern naturschutzfachlich relevant 

Dauerhafte Betreuung von Schutz-
maßnahmen (z.B. mobile Amphibi-
enleiteinrichtung) 

 

Ausführung 

Separate Bauleitung der Gestal-
tungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen 

 

Mitwirkung bei den vorgeschriebenen wasserrechtlichen und naturschutzrechtlichen Abnah-
men 

Abnahme 

fachspezifische Dokumentation 
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dessen Schwerpunkt auf der Planung und Betreuung
von landschaftspflegerischen Maßnahmen, die in der
Genehmigungsplanung bereits definiert wurden, liegt.
Seit einigen Jahren wird diese Ausführungsplanung
auch durch Aspekte der ökologischen Baubegleitung er-
gänzt, sodass mittlerweile auf praktische Erfahrungen
in diesem Bereich zurückgegriffen werden kann. Öko-
logische Baubegleitung und LAP sind eng miteinander ver-
flochten, eine scharfe begriffliche Trennung fehlt bisher. 

Vielfach werden landschaftspflegerische Teilbeiträge
für die Ausführungsplanung der Straße zur Vermeidung
von Beeinträchtigungen erforderlich. Dies ist ebenso
wie die Planung und Durchführungsbetreuung der Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen Gegenstand der Leis-
tungen von landschaftspflegerischen Ausführungs-
plänen. Neue Aufgabenstellungen ergeben sich durch
die permanente Unterstützung der Bauleitung bei an-
stehenden naturschutzfachlichen Fragen.

Die vorangegangene Übersicht zeigt die bisherigen
Schwerpunkte der ökologischen Baubegleitung im Stra-
ßenbau in Abgrenzung zum LAP im Planungs- und
Durchführungsprozess.

4. Bisher erkennbare Schwachstellen
Aufgrund des Fehlens von eindeutigen Richtlinien ist die
Stellung im Ausführungsprozess äußerst labil. Der
Erfolg einer ökologischen Baubegleitung hängt im We -

sentlichen vom Verhandlungsgeschick des Baubeglei -
ters oder der Baubegleiterin und von einer Einsicht der
mit der Bauüberwachung beauftragten Planer in die
Bedeutung naturschutzfachlicher Fragen ab. Häufig
fehlt die Einsicht in die Erforderlichkeit einer fachlichen
Beratung, oder sie wird erst eingeholt, wenn während
des Baus bereits Beanstandungen auftreten und einge-
tretene Schäden zu reparieren sind. 

Das Fehlen eines allgemein anerkannten Anforderungs-
profils führt sowohl aufseiten der Projektverantwort-
lichen als auch der mit ökologischen Baubegleitungen
betrauten Personen zu Unklarheiten bei der Aufgaben-
verteilung. Das hat zur Folge, dass die ökologische Bau-
begleitung häufig nur auf Zuruf durch die Bauleitung tä-
tig werden kann. Noch immer führt der Gedanke „Das
Grün kommt zum Schluss“ dazu, dass LAP und ökolo -
gische Baubegleitung kurz vor der Umsetzung beauftragt
werden. Eine Einflussnahme auf die Ausführungsplanung
und Ausschreibung ist dann häufig nicht mehr möglich.

Von der Möglichkeit der Berichtspflicht aufgrund von 
§ 17 Abs. 7 BNatSchG wird bisher äußerst selten Ge-
brauch gemacht. Erst diese Verpflichtung würde dazu
führen, dass Umweltauflagen konsequent eingehalten,
die Auswirkungen unvorhergesehener Veränderungen
rechtzeitig erkannt und erforderliche Schutzmaß-
nahmen eingeleitet werden. 
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